
 
 

Regierungsratsbeschluss vom 6. Juli 2004 

 

 Nr. 2004/1530   

Gemeinden: Teilrevision des Gemeindegesetzes; 

Kenntnisnahme vom Vernehmlassungsergebnis 

  

1. Einleitung 

Der Regierungsrat hat das Amt für Gemeinden und soziale Sicherheit am 25. November 2003 be-

auftragt, über den Entwurf der Teilrevision des Gemeindegesetzes bei den interessierten Kreisen ein 

öffentliches Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. Das Vernehmlassungsverfahren wurde in der 

Folge eröffnet und dauerte bis am 1. April 2004. Insgesamt wurden 45 Organisationen und die 

Departemente zur Vernehmlassung eingeladen. Gleichzeitig wurden alle Unterlagen ins Internet ge-

stellt, um weiteren interessierten Kreisen insbesondere den einzelenen Einwohner-, Bürger- und 

Kirchgemeinden die Möglichkeit der Teilnahme zu geben. Den Adressaten wurde nebst dem Entwurf 

und dessen Kurzfassung ein Fragebogen zur Beantwortung unterbreitet. Folgende Gruppierungen ga-

ben eine fristgerechte Stellungnahme ab: 

• Verband Solothurner Einwohnergemeinden (VSEG) 

• Einwohnergemeinde Däniken (EG Dä) 

• Einwohnergemeinde Dornach (EG Do) 

• Einwohnergemeinde Gempen (EG Ge) 

• Einwohnergemeinde Olten (EG Ol) 

• Einwohnergemeinde Solothurn (EG So) 

• Verband der Gemeindebeamten des Kantons Solothurn, Fröhlicher (VGS F) 

• Verband der Gemeindebeamten des Kantons Solothurn, Gervasoni (VGS G) 

• Bürgergemeinden- und Waldeigentümer-Verband Solothurn (BWSo) 

• Solothurnische Interkonfessionelle Konferenz (SIKO) 

• Katholischer Presseverein Olten (KPO) 

• Verband der evangelisch-reformierten Synoden des Kantons Solothurn (VERS) 

• Röm.-kath. Synode des Kantons Solothurn (RKS) 

• Röm.-kath. Kirchgemeinde Welschenrohr (KG We) 

• CVP des Kantons Solothurn (CVP) 

• CVP Bärschwil (CVPB) 

• FdP des Kantons Solothurn (FdP) 

• SP des Kantons Solothurn (SP) 

• Grüne des Kantons Solothurn (Grüne) 

• Solothurnischer Anwaltsverband (AV) 

• Repla GB (Repla) 

• Regionalverein Olten Gösgen Gäu (OGG) 

• Verein Region Thal (Thal) 
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• Solothurnischer Bauernverband (SOBV) 

• Arbeitsgemeinschaft Solothurnischer Jugendverbände (ASJV) 

• SYNA – die Gewerkschaft (SYNA) 

• Martin Niggli, Olten (Niggli) 

• Rolf Kaiser, Balsthal (Kaiser) 

• Kurt Ritter, Langendorf (Ritter) 

• Departement für Bildung und Kultur (DBK) 

• Finanzdepartement 

• Volkswirtschaftsdepartement (VWD) 

• Amt für Umwelt (AFU) 

• Obergericht des Kantons Solothurn (OG) 

• Gerichtskonferenz (GEKO) 

• Oberamtvorsteher-Konferenz (O.Kon.) 

• Oberamt Dorneck-Thierstein (O.D-T) 

2. Ergebnis der Vernehmlassung 

Das Ergebnis der Vernehmlassung ist in der Beilage zusammengefasst. Die Mehrzahl der Revisions-

vorschläge wird von den Vernehmlassungsteilnehmern begrüsst. Da nicht alle Vernehmlassungsteilneh-

mer den Fragebogen benutzt haben, sind ihre Stellungnahmen in der Regel bei den entsprechenden 

Bemerkungen zu den einzelnen Fragen aufgeführt, ohne jedoch im oberen Teil mitgezählt zu wer-

den. Dies gilt insbesondere für die wichtige Stellungnahme des Verbandes Solothurner Einwohnerge-

meinden. Da die Gewichtung der einzelnen Vernehmlassungsteilnehmer entsprechend dem Grad ihrer 

Betroffenheit erfolgt, ist die numerische Darstellung ohnehin von untergeordneter Bedeutung. 

3. Beschluss 

3.1 Von den Ergebnissen des Vernehmlassungsverfahrens zur Teilrevision des Gemeinde- 

gesetzes wird Kenntnis genommen. 

3.2 Den Vernehmlassern und Vernehmlasserinnen wird für ihre Eingabe und ihre Mitarbeit 

gedankt. 

3.3 Das Departement des Innern wird beauftragt, gestützt auf die Ergebnisse des Ver-

nehmlassungsverfahrens, bis Ende August 2004 einen bereinigten Entwurf vorzulegen. 

Dr. Konrad Schwaller 

Staatsschreiber 

Beilagen 

Vernehmlassungsergebnisse 
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Verteiler 

Departement des Innern 

Departemente 

Amt für Gemeinden und soziale Sicherheit (3, GRO/BOR) 
L:\gem\ags.so\gesetz\GG\Revision\00-10127\RRB_Kenntnisnahme Vernehmlassung.doc 

Amt für Gemeinden und soziale Sicherheit (Ablage) 

Vernehmlassungsadressaten (50); Versand durch: Amt für Gemeinden und soziale Sicherheit 
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